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SITZUNGSBERICHT 

in der Rechtssache E-1/24 

 

ANTRAG des Verwaltungsgerichtshofs des Fürstentums Liechtenstein an den Ge-

richtshof gemäss Artikel 34 des Abkommens der EFTA-Staaten über die Errichtung ei-

ner EFTA-Überwachungsbehörde und eines EFTA-Gerichtshofs in der vor ihm anhän-

gigen Rechtssache 

 
TC 

 

betreffend die Auslegung der Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 20. Mai 2015 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems 

zum Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung.  

I Einführung  

1. Mit Schreiben vom 20. Dezember 2023, beim Gerichtshof am 3. Januar 2024 

eingegangen, stellte der Verwaltungsgerichtshof des Fürstentums Liechtenstein einen 

Antrag auf Vorabentscheidung in der bei ihm anhängigen Rechtssache betreffend TC. 

2. Die Rechtssache vor dem Verwaltungsgerichtshof betrifft eine Beschwerde von 

TC gegen die Entscheidung der Beschwerdekommission für Verwaltungsangelegenhei-

ten (im Folgenden: VBK), mit der die VBK den Beschwerden gegen die Entscheidung 

der „Verzeichnis der wirtschaftlich berechtigten Personen“-Kommission (im Folgen-

den: VwbP-Kommission) vom 11. Mai 2023 bzw. gegen die Verfügung des Amts für 

Justiz, Abteilung Stiftungsaufsicht und Geldwäschereiprävention (im Folgenden: Amt 

für Justiz), vom 15. Mai 2023 betreffend den Antrag von TC auf Offenlegung von In-

formationen hinsichtlich der über sie und andere natürliche Personen im zentralen Ver-

zeichnis der wirtschaftlich berechtigten Personen enthaltenen Informationen keine 

Folge gab. 

II Rechtlicher Hintergrund 

EWR-Recht 

3. Artikel 3 des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgen-

den: EWR-Abkommen) lautet: 
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Die Vertragsparteien treffen alle geeigneten Maßnahmen allgemeiner oder be-

sonderer Art zur Erfüllung der Verpflichtungen, die sich aus diesem Abkommen 

ergeben. 

Sie unterlassen alle Maßnahmen, welche die Verwirklichung der Ziele dieses 

Abkommens gefährden könnten.  

Sie fördern ausserdem die Zusammenarbeit im Rahmen dieses Abkommens. 

4. Artikel 103 des EWR-Abkommens lautet: 

(1) Wird ein Beschluß des Gemeinsamen EWR-Ausschusses für eine Ver-

tragspartei erst nach Erfüllung verfassungsrechtlicher Anforderungen verbind-

lich, so tritt der Beschluß, falls er ein Datum enthält, zu diesem Zeitpunkt in 

Kraft, sofern die betreffende Vertragspartei den übrigen Vertragsparteien bis zu 

diesem Zeitpunkt mitgeteilt hat, daß die verfassungsrechtlichen Anforderungen 

erfüllt sind. 

Liegt eine solche Mitteilung bis zu dem betreffenden Zeitpunkt nicht vor, so tritt 

der Beschluß am ersten Tag des zweiten Monats nach der letzten Mitteilung in 

Kraft. 

(2) Liegt eine solche Mitteilung bei Ablauf einer Frist von sechs Monaten 

nach der Beschlußfassung des Gemeinsamen EWR-Ausschusses nicht vor, so 

wird der Beschluß des Gemeinsamen EWR-Ausschusses bis zur Erfüllung der 

verfassungsrechtlichen Anforderungen vorläufig angewendet, es sei denn, eine 

Vertragspartei teilt mit, daß eine solche vorläufige Anwendung nicht möglich ist. 

In letzterem Fall oder falls eine Vertragspartei die Nichtratifikation eines Be-

schlusses des Gemeinsamen EWR-Ausschusses mitteilt, wird die in Artikel 102 

Absatz 5 vorgesehene vorläufige Ausserkraftsetzung einen Monat nach der Mit-

teilung wirksam, keinesfalls jedoch vor dem Zeitpunkt, zu dem der entsprechende 

EG-Rechtsakt in der Gemeinschaft zur Durchführung kommt. 

5. Artikel 34 des Abkommens zwischen den EFTA-Staaten zur Errichtung einer 

Überwachungsbehörde und eines Gerichtshofs lautet auszugsweise: 

Der EFTA-Gerichtshof erstellt Gutachten über die Auslegung des EWR-Abkom-

mens. 

Wird eine derartige Frage einem Gericht eines EFTA-Staates gestellt, und hält 

dieses Gericht eine Entscheidung darüber zum Erlaß seines Urteils für erforder-

lich, so kann es diese Frage dem EFTA-Gerichtshof zur Entscheidung vorlegen. 

… 

6. Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Mai 2015 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der 
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Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung, zur Änderung der Verordnung (EU) 

Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der 

Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie 

2006/70/EG der Kommission (ABl. 2015 L 141, S. 73) (im Folgenden: Richtlinie 

2015/849) wurde durch Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses Nr. 249/2018 

vom 5. Dezember 2018 (ABl. 2021 L 337, S. 42) in das EWR-Abkommen aufgenom-

men. Richtlinie 2015/849 wurde unter Nummer 23b des Anhangs IX (Finanzdienstleis-

tungen) in das EWR-Abkommen eingefügt. Island, Liechtenstein und Norwegen teilten 

das Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen mit. Diese Anforderungen wurden 

bis zum 25. Juni 2019 erfüllt, und der Beschluss trat am 1. August 2019 in Kraft. 

7. Die Erwägungsgründe 12, 13, 14 und 46 der Richtlinie 2015/849 lauten:  

(12) Jede natürliche Person, in deren Eigentum oder unter deren Kontrolle eine 

juristische Person steht, sollte identifiziert werden. Damit tatsächlich Transpa-

renz herrscht, sollten die Mitgliedstaaten dafür sorgen, dass ein möglichst brei-

tes Spektrum von juristischen Personen, die in ihrem Hoheitsgebiet eingetragen 

oder durch ein anderes Verfahren geschaffen wurden, erfasst wird. Auch wenn 

die Ermittlung eines bestimmten prozentualen Aktienanteils oder einer bestimm-

ten Beteiligung nicht automatisch dazu führt, dass der wirtschaftliche Eigentü-

mer gefunden wird, sollte dies doch einen der zu berücksichtigenden Beweisfak-

toren darstellen. Die Mitgliedstaaten sollten jedoch beschließen können, dass 

ein geringerer Prozentsatz einen Hinweis auf Eigentum oder Kontrolle darstel-

len kann. 

(13) Falls relevant, sollten sich Feststellung und Überprüfung der Identität der 

wirtschaftlichen Eigentümer auch auf juristische Personen erstrecken, die Ei-

gentümer anderer juristischer Personen sind, und sollten die Verpflichteten ver-

suchen, die natürliche Person oder die natürlichen Personen zu ermitteln, die 

die juristische Person, d. h. den Kunden, durch Eigentumsrechte oder auf andere 

Weise letztlich kontrolliert bzw. kontrollieren. Andere Formen der Kontrolle 

können unter anderem die Kontrollkriterien einschließen, die bei der Vorberei-

tung konsolidierter Abschlüsse herangezogen werden, etwa Kontrolle durch eine 

Vereinbarung der Anteilseigner, die Ausübung eines beherrschenden Einflusses 

oder die Befugnis zur Ernennung der Führungsebene. Es kann Fälle geben, in 

denen keine natürliche Person ermittelt werden kann, in deren Eigentum oder 

unter deren Kontrolle die juristische Person letztlich steht. In diesen Ausnahme-

fällen können die Verpflichteten nach Ausschöpfung aller anderen Mittel zur 

Feststellung der Identität des Eigentümers den bzw. die Angehörigen der Füh-

rungsebene als wirtschaftliche(n) Eigentümer betrachten, sofern keine Ver-

dachtsmomente vorliegen. 

(14) Die Verpflichtung zum Vorhalten präziser und aktueller Daten zum wirt-

schaftlichen Eigentümer ist eine wichtige Voraussetzung für das Aufspüren von 

Straftätern, die ihre Identität ansonsten hinter einer Gesellschaftsstruktur ver-

bergen könnten. Die Mitgliedstaaten sollten deshalb dafür sorgen, dass in ihrem 
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Staatsgebiet gemäß dem nationalen Recht eingetragene Unternehmen zusätzlich 

zu den grundlegenden Informationen, wie Name und Anschrift der Gesellschaft, 

Nachweis der Gründung und des rechtlichen Eigentums, auch angemessene, 

präzise und aktuelle Angaben zu ihrem wirtschaftlichen Eigentümer beschaffen 

und vorhalten müssen. Im Interesse größerer Transparenz zwecks Bekämpfung 

des Missbrauchs von juristischen Personen sollten die Mitgliedstaaten sicher-

stellen, dass die Informationen über den wirtschaftlichen Eigentümer unter voll-

ständiger Einhaltung des Unionsrechts in einem Zentralregister außerhalb der 

Gesellschaft gespeichert werden. Die Mitgliedstaaten können hierfür eine zent-

rale Datenbank, in der Informationen über wirtschaftliche Eigentümer gespei-

chert werden, das Handelsregister oder ein anderes Zentralregister verwenden. 

Die Mitgliedstaaten können beschließen, dass die Verpflichteten für die Eintra-

gungen in das Register verantwortlich sind. Die Mitgliedstaaten sollten sicher-

stellen, dass diese Informationen den zuständigen Behörden und den zentralen 

Meldestellen in allen Fällen sowie den Verpflichteten dann, wenn diese Maß-

nahmen zur Erfüllung ihrer Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden ergreifen, zur 

Verfügung gestellt werden. Die Mitgliedstaaten sollten des Weiteren sicherstel-

len, dass anderen Personen, die ein legitimes Interesse im Zusammenhang mit 

Geldwäsche, Terrorismusfinanzierung und damit zusammenhängende Vortaten 

– wie Bestechung, Steuerstraftaten und Betrug – nachweisen können, im Ein-

klang mit den Datenschutzbestimmungen Zugang zu den Informationen über den 

wirtschaftlichen Eigentümer gewährt wird. Personen, die ein legitimes Interesse 

nachweisen können, sollten Zugang zu Informationen über Art und Umfang des 

wirtschaftlichen Interesses erhalten, die Aufschluss über dessen ungefähres Ge-

wicht geben. 

… 

(46) Die Zugangsrechte der betroffenen Person gelten für personenbezogene 

Daten, die für die Zwecke dieser Richtlinie verarbeitet werden. Der Zugang der 

betroffenen Person zu Informationen im Zusammenhang mit Verdachtsmeldun-

gen würde hingegen die Wirksamkeit der Bekämpfung von Geldwäsche und Ter-

rorismusfinanzierung erheblich beeinträchtigen. Aus diesem Grund können Aus-

nahmen und Beschränkungen dieses Rechts gemäß Artikel 13 der Richtlinie 

95/46/EG und gegebenenfalls Artikel 20 der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 ge-

rechtfertigt sein. Die betroffene Person hat das Recht zu verlangen, dass die 

Stelle nach Artikel 28 der Richtlinie 95/46/EG oder gegebenenfalls der Europä-

ische Datenschutzbeauftragte die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung überprüft, 

sowie das Recht, einen Rechtsbehelf gemäß Artikel 22 der Richtlinie 95/46/EG 

einzulegen. Die Kontrollstelle nach Artikel 28 der Richtlinie 95/46/EG kann 

auch von Amts wegen tätig werden. Unbeschadet der Einschränkungen des Zu-

gangsrechts sollte die Kontrollstelle der betroffenen Person mitteilen können, 

dass alle erforderlichen Überprüfungen durch die Kontrollstelle erfolgt sind und 

zu welchen Ergebnissen sie hinsichtlich der Rechtmäßigkeit der betreffenden 

Verarbeitung gelangt ist. 
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8. Artikel 3 der Richtlinie 2015/849 lautet auszugsweise: 

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck 

… 

6. „wirtschaftlicher Eigentümer“ alle natürlichen Personen, in deren Eigentum 

oder unter deren Kontrolle der Kunde letztlich steht, und/oder die natürliche(n) 

Person(en), in deren Auftrag eine Transaktion oder Tätigkeit ausgeführt wird; 

hierzu gehört zumindest folgender Personenkreis: 

a) bei Gesellschaften: 

i) alle natürliche(n) Person(en), in deren Eigentum oder unter deren Kon-

trolle eine juristische Person – bei der es sich nicht um eine an einem 

geregelten Markt notierte Gesellschaft handelt, die dem Unionsrecht ent-

sprechenden Offenlegungspflichten bzw. gleichwertigen internationalen 

Standards, die angemessene Transparenz der Informationen über die Ei-

gentumsverhältnisse gewährleisten, unterliegt – über das direkte oder in-

direkte Halten eines ausreichenden Anteils von Aktien oder Stimmrechten 

oder eine Beteiligung an jener juristischen Person, einschließlich in Form 

von Inhaberaktien, oder durch andere Formen der Kontrolle letztlich 

steht. 

Hält eine natürliche Person einen Aktienanteil von 25 % zuzüglich einer 

Aktie oder eine Beteiligung von mehr als 25 % am Kunden, so gilt dies 

als Hinweis auf direktes Eigentum. Hält eine Gesellschaft, die von einer 

oder mehreren natürlichen Personen kontrolliert wird, oder halten meh-

rere Gesellschaften, die von derselben natürlichen Person oder denselben 

natürlichen Personen kontrolliert werden, einen Aktienanteil von 25 % 

zuzüglich einer Aktie oder eine Beteiligung von mehr als 25 % am Kun-

den, so gilt dies als Hinweis auf indirektes Eigentum. Dies gilt unbescha-

det des Rechts der Mitgliedstaaten zu beschließen, dass ein niedrigerer 

Prozentsatz als Hinweis auf Eigentum oder Kontrolle gelten kann. Andere 

Formen der Kontrolle können unter anderem gemäß den Kriterien be-

stimmt werden, die in Artikel 22 Absätze 1 bis 5 der Richtlinie 

2013/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates aufgeführt sind; 

(ii) wenn nach Ausschöpfung aller Möglichkeiten und sofern keine Ver-

dachtsmomente vorliegen, keine Person nach Ziffer i ermittelt worden ist 

oder wenn der geringste Zweifel daran besteht, dass es sich bei der/den 

ermittelten Person(en) um den/die wirtschaftlichen Eigentümer handelt, 

die natürliche(n) Person(en), die der Führungsebene angehört/angehö-

ren; die Verpflichteten führen Aufzeichnungen über die getroffenen Maß-

nahmen zur Ermittlung des wirtschaftlichen Eigentums nach Ziffer i und 

der vorliegenden Ziffer; 
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b) bei Trusts: 

i) den Settlor; 

ii) den/die Trustee(s); 

iii) den Protektor, sofern vorhanden; 

iv) die Begünstigten oder – sofern die Einzelpersonen, die Begünstigte der 

Rechtsvereinbarung oder juristischen Person sind, noch bestimmt werden 

müssen – die Gruppe von Personen, in deren Interesse die Rechtsverein-

barung oder die juristische Person in erster Linie errichtet oder betrieben 

wird; 

v) jede sonstige natürliche Person, die den Trust durch direkte oder indi-

rekte Eigentumsrechte oder auf andere Weise letztlich kontrolliert; 

c) bei juristischen Personen wie Stiftungen und bei Rechtsvereinbarungen, die 

Trusts ähneln, die natürliche(n) Person(en), die gleichwertige oder ähnliche wie 

die unter Buchstabe b genannten Funktionen bekleidet/bekleiden; 

… 

9. Artikel 30 der Richtlinie 2015/849 lautet auszugsweise:  

(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die in ihrem Gebiet eingetragenen 

Gesellschaften oder sonstigen juristischen Personen angemessene, präzise und 

aktuelle Angaben zu ihren wirtschaftlichen Eigentümern, einschließlich genauer 

Angaben zum wirtschaftlichen Interesse, einholen und aufbewahren müssen.  

Sie stellen sicher, dass diese Gesellschaften und sonstigen juristischen Personen 

den Verpflichteten, wenn sie Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden gemäß Kapi-

tel II anwenden, zusätzlich zu den Informationen über ihren rechtlichen Eigen-

tümer auch Angaben zum wirtschaftlichen Eigentümer vorlegen müssen. 

… 

(5) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Angaben zu den wirtschaftlichen 

Eigentümern in allen Fällen zugänglich sind für 

a) die zuständigen Behörden und die zentralen Meldestellen, ohne Einschrän-

kung; 

b) Verpflichtete im Rahmen der Erfüllung der Sorgfaltspflichten gegenüber Kun-

den gemäß Kapitel II; 
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c) alle Personen oder Organisationen, die ein berechtigtes Interesse nachweisen 

können. 

Die Personen oder Organisationen nach Buchstabe c haben Zugang mindestens 

zum Namen, Monat und Jahr der Geburt, der Staatsangehörigkeit und dem 

Wohnsitzland des wirtschaftlichen Eigentümers sowie Art und Umfang des wirt-

schaftlichen Interesses. 

Für die Zwecke dieses Absatzes erfolgt der Zugang zu den Angaben zu den wirt-

schaftlichen Eigentümern im Einklang mit den Datenschutzvorschriften und 

kann einer Online-Registrierung und der Zahlung einer Gebühr unterliegen. Die 

für den Erhalt der Angaben erhobenen Gebühren dürfen nicht über die dadurch 

verursachten Verwaltungskosten hinausgehen. 

… 

10. Artikel 31 Absätze 3 und 4 der Richtlinie 2015/849 lauten: 

(3) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass die zuständigen Behörden und 

die zentralen Meldestellen zeitnah auf die in Absatz 1 genannten Angaben zu-

greifen können. 

(4) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass die in Absatz 1 genannten Anga-

ben in einem zentralen Register aufbewahrt werden, wenn mit dem Trust steuer-

liche Folgen verbunden sind. Beim zentralen Register wird gewährleistet, dass 

die zuständigen Behörden und zentralen Meldestellen zeitnah und uneinge-

schränkt darauf zugreifen können, ohne dass die betreffenden Trustbeteiligten 

entsprechend gewarnt werden. Zudem kann bei ihm der zeitnahe Zugang für 

Verpflichtete im Rahmen der Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden gemäß Kapi-

tel II ermöglicht werden. Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission eine 

Beschreibung der Merkmale dieser nationalen Mechanismen. 

11. Richtlinie (EU) 2018/843 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

30. Mai 2018 zur Änderung der Richtlinie (EU) 2015/849 zur Verhinderung der Nut-

zung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung 

und zur Änderung der Richtlinien 2009/138/EG und 2013/36/EU (ABl. 2018 L 156, 

S. 43) (im Folgenden: Richtlinie 2018/843) wurde durch Beschluss des Gemeinsamen 

EWR-Ausschusses Nr. 63/2020 vom 30. April 2020 (ABl. 2023 L 72, S. 29) in das 

EWR-Abkommen aufgenommen. Richtlinie 2018/843 wurde unter Nummer 23b des 

Anhangs IX (Finanzdienstleistungen) in das EWR-Abkommen eingefügt. Island, 

Liechtenstein und Norwegen teilten das Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderun-

gen mit. Diese Anforderungen wurden von Norwegen noch nicht erfüllt, sodass der Be-

schluss noch nicht in Kraft getreten ist. 

12. Die Erwägungsgründe 4, 25 und 27 bis 36 der Richtlinie 2018/843 lauten: 
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(4) Auch wenn es bei der Annahme und Umsetzung der von der Arbeitsgruppe 

für finanzielle Maßnahmen (Financial Action Task Force – FATF) festgelegten 

Standards und der Unterstützung der Arbeit der Organisation für wirtschaftliche 

Zusammenarbeit und Entwicklung zu Transparenz durch die Mitgliedstaaten in 

den letzten Jahren beträchtliche Fortschritte gab, ist offensichtlich, dass die all-

gemeine Transparenz des wirtschaftlichen und finanziellen Umfelds der Union 

weiter verbessert werden muss. Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung kön-

nen nur wirkungsvoll verhindert werden, wenn das Umfeld für Betrüger, die ihre 

Finanzen durch undurchsichtige Strukturen schützen möchten, ungünstig ist. Die 

Integrität des Finanzsystems der Union hängt von der Transparenz von Gesell-

schaften oder sonstigen juristischen Personen, Trusts und ähnlichen Rechtsver-

einbarungen ab. Ziel dieser Richtlinie ist es nicht nur, Geldwäsche zu ermitteln 

und zu untersuchen, sondern auch ihr Vorkommen zu verhindern. Durch mehr 

Transparenz könnte eine starke abschreckende Wirkung entfaltet werden. 

… 

(25) Die Mitgliedstaaten haben gemäß den geltenden Bestimmungen dafür zu 

sorgen, dass in ihrem Gebiet niedergelassene Gesellschaften und sonstige juris-

tische Personen angemessene, präzise und aktuelle Angaben über ihren wirt-

schaftlichen Eigentümer einholen und aufbewahren. Die Pflicht, präzise und ak-

tuelle Daten zum wirtschaftlichen Eigentümer vorzuhalten, ist eine wichtige Vo-

raussetzung für das Aufspüren von Straftätern, die ihre Identität ansonsten hin-

ter einer Gesellschaftsstruktur verbergen könnten. Im weltweit vernetzten Fi-

nanzsystem lassen sich Gelder verschleiern oder um den ganzen Globus trans-

ferieren, und Geldwäscher wie auch Geldgeber des Terrorismus und andere Kri-

minelle machen von dieser Möglichkeit auch immer häufiger Gebrauch. 

… 

(27) Vorschriften, die für Trusts und ähnliche Rechtsvereinbarungen bezüglich 

des Zugangs zu den Angaben zu ihren wirtschaftlichen Eigentümern gelten, soll-

ten mit den entsprechenden Vorschriften, die für Gesellschaften und andere ju-

ristische Personen gelten, vergleichbar sein. Aufgrund der Vielzahl unterschied-

licher Arten von Trusts, die es derzeit in der Union gibt, sowie einer noch grö-

ßeren Bandbreite an ähnlichen Rechtsvereinbarungen sollte die Entscheidung, 

ob ein Trust oder eine ähnliche Rechtsvereinbarung mit Gesellschaften und an-

deren juristischen Personen vergleichbar ist, von den Mitgliedstaaten getroffen 

werden. Ziel der nationalen Rechtsvorschriften zur Umsetzung dieser Bestim-

mungen sollte es sein, zu verhindern, dass Trusts oder ähnliche Rechtsvereinba-

rungen zum Zwecke der Geldwäsche, der Terrorismusfinanzierung oder damit 

zusammenhängender Vortaten genutzt werden. 

(28) In Bezug auf die unterschiedlichen Eigenschaften von Trusts und ähnlichen 

Rechtsvereinbarungen sollten die Mitgliedstaaten gemäß den nationalen Rechts-

vorschriften und im Einklang mit den Datenschutzvorschriften festlegen können, 
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welches Maß an Transparenz für Trusts und ähnlichen [sic!] Rechtsvereinba-

rungen, die nicht mit Gesellschaften und anderen juristischen Personen ver-

gleichbar sind, gelten soll. Die zugehörigen Risiken der Geldwäsche und der 

Terrorismusfinanzierung können abhängig von den Eigenschaften der Art des 

Trusts oder der ähnlichen Rechtsvereinbarung unterschiedlich sein, und das 

Verständnis dieser Risiken kann sich im Laufe der Zeit entwickeln, beispiels-

weise infolge nationaler und supranationaler Risikobeurteilungen. Deshalb soll-

ten die Mitgliedstaaten die Möglichkeit haben, einen umfassenderen Zugang zu 

Informationen über die wirtschaftlichen Eigentümer von Trusts und ähnlichen 

Rechtsvereinbarungen vorzusehen, sofern dieser Zugang eine notwendige und 

verhältnismäßige Maßnahme für das legitime Ziel der Verhinderung der Nut-

zung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche oder Terrorismusfinanzie-

rung darstellt. Bei der Festlegung des Maßes an Transparenz der Angaben über 

die wirtschaftlichen Eigentümer dieser Trusts oder ähnlicher Rechtsvereinba-

rungen sollten die Mitgliedstaaten dem Schutz der Grundrechte natürlicher Per-

sonen, insbesondere dem Recht auf Schutz der Privatsphäre und dem Schutz per-

sonenbezogener Daten, angemessen Rechnung tragen. Der Zugang zu den An-

gaben über die wirtschaftlichen Eigentümer von Trusts und ähnlichen Rechts-

vereinbarungen sollte allen Personen gewährt werden, die ein berechtigtes In-

teresse nachweisen können. Der Zugang sollte auch allen Personen gewährt 

werden, die einen schriftlichen Antrag in Bezug auf einen Trust oder eine ähnli-

che Rechtsvereinbarung stellen, der/die direkt oder indirekt eine Kontrolle ver-

leihende Beteiligung an einer Gesellschaft oder einer anderen juristischen Per-

son mit Sitz außerhalb der Union hält oder besitzt, einschließlich in Form von 

Inhaberaktien oder durch andere Formen der Kontrolle. Die Kriterien und Vo-

raussetzungen, unter denen Anträgen auf Zugang zu Angaben über die wirt-

schaftlichen Eigentümer von Trusts und ähnlichen Rechtsvereinbarungen statt-

gegeben wird, sollten ausreichend präzise sein und mit den Zielen dieser Richt-

linie im Einklang stehen. Die Mitgliedstaaten sollten die Möglichkeit haben, ei-

nen schriftlichen Antrag abzulehnen, wenn Grund zu der Annahme besteht, dass 

der schriftliche Antrag nicht mit den Zielen dieser Richtlinie im Einklang steht. 

(29) Um für Rechtssicherheit und gleiche Wettbewerbsbedingungen zu sorgen, 

muss unbedingt eindeutig festgelegt werden, welche in der Union niedergelasse-

nen Rechtsvereinbarungen aufgrund ihrer Funktionen oder Struktur als Trusts 

ähnlich angesehen werden sollten. Daher sollte jeder Mitgliedstaat verpflichtet 

sein, die Trusts, wenn sie nach nationalen Rechtsvorschriften anerkannt werden, 

und ähnlichen Rechtsvereinbarungen zu identifizieren, die gemäß seinen natio-

nalen Rechtsvorschriften oder Gepflogenheiten eingerichtet werden können und 

die in ihrer Struktur oder ihren Funktionen Trusts ähneln, beispielsweise 

dadurch, dass sie eine Entkopplung oder Trennung zwischen dem rechtlichen 

und dem wirtschaftlichen Eigentümer von Vermögenswerten erlauben. Anschlie-

ßend sollten die Mitgliedstaaten der Kommission die Kategorien, die Beschrei-

bung der Eigenschaften, die Namen und gegebenenfalls die Rechtsgrundlagen 

solcher Trusts und ähnlichen Rechtsvereinbarungen zwecks ihrer Veröffentli-

chung im Amtsblatt der Europäischen Union mitteilen, damit sie von anderen 
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Mitgliedstaaten identifiziert werden können. Es sollte berücksichtigt werden, 

dass Trusts und ähnliche Rechtsvereinbarungen innerhalb der Union unter-

schiedliche rechtliche Eigenschaften haben können. Wenn die Eigenschaften des 

Trusts oder der ähnlichen Rechtsvereinbarung bezüglich der Struktur oder 

Funktionen mit den Eigenschaften von Gesellschaften oder anderen juristischen 

Personen vergleichbar sind, würde ein Zugang der Öffentlichkeit zu den Anga-

ben über die wirtschaftlichen Eigentümer dazu beitragen, den Missbrauch von 

Trusts und ähnlichen Rechtsvereinbarungen zu bekämpfen, ähnlich wie der Zu-

gang der Öffentlichkeit dazu beitragen kann, den Missbrauch von Gesellschaften 

und anderen juristischen Personen für die Zwecke der Geldwäsche und der Ter-

rorismusfinanzierung zu verhindern. 

(30) Durch den Zugang der Öffentlichkeit zu Angaben über die wirtschaftlichen 

Eigentümer wird eine größere Kontrolle der Informationen durch die Zivilge-

sellschaft (einschließlich Presse und zivilgesellschaftlichen Organisationen) er-

möglicht und das Vertrauen in die Integrität der Geschäftstätigkeit und des Fi-

nanzsystems gestärkt. Auf diese Weise kann insofern ein Beitrag zur Bekämpfung 

des Missbrauchs von Gesellschaften und anderen juristischen Personen und 

ähnlichen Rechtsvereinbarungen für die Zwecke der Geldwäsche und der Ter-

rorismusfinanzierung geleistet werden, als Ermittlungen erleichtert und Reputa-

tionseffekte bewirkt werden können, da jedem, der Geschäfte abschließen 

könnte, die Identität der wirtschaftlichen Eigentümer bekannt ist. Schließlich 

wird auch eine zeitnahe und effiziente Verfügbarkeit von Informationen für Fi-

nanzinstitute sowie Behörden, einschließlich Behörden von Drittländern, die an 

der Bekämpfung solcher Straftaten mitarbeiten, erleichtert. Der Zugang zu die-

sen Informationen würde dazu beitragen, Ermittlungen in Bezug auf Geldwä-

sche, damit zusammenhängende Vortaten und Terrorismusfinanzierung durch-

zuführen. 

(31) Das Vertrauen der Anleger und der breiten Öffentlichkeit in die Finanz-

märkte hängt zu einem großen Teil von der Existenz einer präzisen Offenle-

gungspflicht ab, die für Transparenz in Bezug auf die wirtschaftlichen Eigentü-

mer und die Kontrollstrukturen der Unternehmen sorgt. Dies gilt insbesondere 

für Unternehmensführungsmodelle, die – wie in der Union – von konzentrierten 

Eigentumsverhältnissen gekennzeichnet sind. Einerseits können Großanleger, 

die umfangreiche Stimm- und Dividendenrechte besitzen, zu langfristigem 

Wachstum und einer soliden Unternehmensleistung beitragen. Andererseits 

könnten kontrollierende wirtschaftliche Eigentümer mit umfangreichen Stimm-

rechten dazu angeregt werden, zulasten der Minderheitsinvestoren Unterneh-

mensvermögen umzuleiten und Möglichkeiten zur persönlichen Bereicherung zu 

schaffen. Die mögliche Verbesserung des Vertrauens in die Finanzmärkte sollte 

als positiver Nebeneffekt und nicht als Zweck erhöhter Transparenz angesehen 

werden, der darin besteht, ein Umfeld zu schaffen, das weniger leicht für die 

Zwecke von Geldwäschern und Geldgebern des Terrorismus genutzt werden 

kann. 
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(32) Das Vertrauen der Anleger und der breiten Öffentlichkeit in die Finanz-

märkte hängt zu einem großen Teil von der Existenz einer präzisen Offenle-

gungspflicht ab, die für Transparenz in Bezug auf die wirtschaftlichen Eigentü-

mer und die Kontrollstrukturen von Gesellschaften und anderen juristischen 

Personen sowie bestimmter Arten von Trusts und ähnlichen Rechtsvereinbarun-

gen sorgt. Die Mitgliedstaaten sollten daher in hinreichend kohärenter und ko-

ordinierter Weise einen Zugang zu Angaben über die wirtschaftlichen Eigentü-

mer ermöglichen, indem sie eindeutige Vorschriften für den Zugang der Öffent-

lichkeit festlegen, sodass Dritte in der gesamten Union feststellen können, wer 

die wirtschaftlichen Eigentümer von Gesellschaften und anderen juristischen 

Personen sowie bestimmter Arten von Trusts und ähnlichen Rechtsvereinbarun-

gen sind. 

(33) Die Mitgliedstaaten sollten daher in hinreichend kohärenter und koordi-

nierter Weise einen Zugang zu Angaben über die wirtschaftlichen Eigentümer 

von Gesellschaften und anderen juristischen Personen ermöglichen, der über die 

zentralen Register erfolgt, in denen die Informationen über die wirtschaftlichen 

Eigentümer erfasst werden; sie sollten zu diesem Zweck klare Regeln für den 

Zugang der Öffentlichkeit zu diesen Informationen festlegen, damit Dritte in der 

gesamten Union in Erfahrung bringen können, wer die wirtschaftlichen Eigen-

tümer von Gesellschaften und anderen juristischen Personen sind. Es muss un-

bedingt ein kohärenter Rechtsrahmen geschaffen werden, durch den ein besserer 

Zugang zu Informationen über die wirtschaftlichen Eigentümer von Trusts und 

ähnlichen Rechtsvereinbarungen sichergestellt wird, sobald sie in der Union re-

gistriert sind. Vorschriften, die für Trusts und ähnliche Rechtsvereinbarungen 

bezüglich des Zugangs zu den Angaben über ihre wirtschaftlichen Eigentümer 

gelten, sollten mit den entsprechenden Vorschriften, die für Gesellschaften und 

andere juristische Personen gelten, vergleichbar sein. 

(34) In allen Fällen, sowohl in Bezug auf Gesellschaften und andere juristische 

Personen als auch in Bezug auf Trusts und ähnliche Rechtsvereinbarungen, soll-

ten insbesondere das allgemeine öffentliche Interesse an der Verhinderung von 

Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung sowie die Grundrechte der betroffe-

nen Personen in ausgewogener Weise berücksichtigt werden. Die Daten, die der 

Öffentlichkeit zugänglich zu machen sind, sollten von ihrem Umfang her be-

grenzt sowie klar und erschöpfend definiert werden; sie sollten zudem allgemei-

ner Art sein, damit mögliche Beeinträchtigungen für wirtschaftliche Eigentümer 

auf ein Mindestmaß beschränkt werden. Gleichzeitig sollten sich die der Öffent-

lichkeit zur Verfügung gestellten Informationen nicht wesentlich von den derzeit 

erhobenen Daten unterscheiden. Zur Begrenzung des Eingriffs in das Recht auf 

Achtung ihres Privatlebens im Allgemeinen und in das Recht auf den Schutz per-

sonenbezogener Daten im Besonderen sollten sich diese Informationen im We-

sentlichen auf die Stellung der wirtschaftlichen Eigentümer von Gesellschaften 

und anderen juristischen Personen und von Trusts und ähnlichen Rechtsverein-

barungen beziehen und ausschließlich die wirtschaftliche Tätigkeit, in deren 

Rahmen die wirtschaftlichen Eigentümer tätig sind, betreffen. In Fällen, in denen 
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Angehörige der Führungsebene nur aufgrund ihrer Position als wirtschaftliche 

Eigentümer identifiziert wurden und nicht aufgrund von Beteiligungen, die sie 

innehaben, oder auf andere Weise ausgeübter Kontrolle, sollte dies in den Re-

gistern eindeutig angegeben werden. Bei Informationen über die wirtschaftli-

chen Eigentümer können die Mitgliedstaaten vorsehen, dass die Angabe zur 

Staatsangehörigkeit in das zentrale Register aufgenommen wird, insbesondere 

bei ausländischen wirtschaftlichen Eigentümern. Um die Registrierungsverfah-

ren zu vereinfachen und da die übergroße Mehrheit der wirtschaftlichen Eigen-

tümer Staatsangehörige des Staats sein werden, der das zentrale Register unter-

hält, können die Mitgliedstaaten davon ausgehen, dass ein wirtschaftlicher Ei-

gentümer ihr eigener Staatsangehöriger ist, sofern keine gegenteilige Eintra-

gung erfolgt. 

(35) Durch die verstärkte öffentliche Kontrolle wird ein Beitrag zur Verhinde-

rung des Missbrauchs von juristischen Personen und Rechtsvereinbarungen ein-

schließlich der Steuerumgehung geleistet. Daher ist es wichtig, dass die Angaben 

über die wirtschaftlichen Eigentümer noch für mindestens fünf Jahre nachdem 

die Gründe für die Registrierung der Angaben über die wirtschaftlichen Eigen-

tümer eines Trusts oder einer ähnlichen Rechtsvereinbarung über die nationalen 

Register und das Netz der nationalen Register zu bestehen aufgehört haben, zu-

gänglich bleiben. Die Mitgliedstaaten sollten jedoch in der Lage sein, rechtlich 

vorzusehen, dass Informationen über die wirtschaftlichen Eigentümer ein-

schließlich personenbezogener Daten auch zu anderen Zwecken verarbeitet wer-

den dürfen, wenn diese Verarbeitung dem öffentlichen Interesse dient und eine 

notwendige und in einem angemessenen Verhältnis zu dem verfolgten legitimen 

Zweck stehende Maßnahme in einer demokratischen Gesellschaft darstellt. 

(36) Darüber hinaus sollten die Mitgliedstaaten mit dem Ziel der Sicherstellung 

eines angemessenen und ausgewogenen Ansatzes und zur Wahrung des Rechts 

auf Achtung des Privatlebens und auf den Schutz personenbezogener Daten die 

Möglichkeit haben, Ausnahmen von der Offenlegungspflicht der Register für An-

gaben über den wirtschaftlichen Eigentümer und von der Zugriffsmöglichkeit auf 

solche Informationen für außergewöhnliche Fälle vorzusehen, in denen der wirt-

schaftliche Eigentümer durch die Informationen einem unverhältnismäßigen Ri-

siko von Betrug, Entführung, Erpressung, Schutzgelderpressung, Schikane, Ge-

walt oder Einschüchterung ausgesetzt würde. Die Mitgliedstaaten sollten auch 

die Möglichkeit haben eine Online-Registrierung zur Identifizierung aller Per-

sonen, die Informationen aus dem Register anfordern, zu verlangen, ebenso wie 

die Zahlung einer Gebühr für den Zugang zu den im Register enthaltenen Infor-

mationen. 

13. Artikel 1 der Richtlinie 2018/843 lautet auszugsweise:  

Die Richtlinie (EU) 2015/849 wird wie folgt geändert: 

… 
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15. Artikel 30 wird wie folgt geändert: 

… 

c) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Angaben zu den wirt-

schaftlichen Eigentümern in allen Fällen zugänglich sind für 

a) die zuständigen Behörden und die zentralen Meldestellen, ohne 

Einschränkung, 

b) Verpflichtete im Rahmen der Erfüllung der Sorgfaltspflichten ge-

genüber Kunden gemäß Kapitel II, 

c) alle Mitglieder der Öffentlichkeit. 

Die Personen nach Buchstabe c haben Zugang mindestens zum Namen, 

Monat und Jahr der Geburt, dem Wohnsitzland und der Staatsangehörig-

keit des wirtschaftlichen Eigentümers sowie zu Art und Umfang des wirt-

schaftlichen Interesses. 

Die Mitgliedstaaten können unter Bedingungen, die im nationalen Recht 

festzulegen sind, den Zugang zu weiteren Informationen vorsehen, die die 

Identifizierung des wirtschaftlichen Eigentümers ermöglichen. Diese wei-

teren Informationen umfassen im Einklang mit den Datenschutzbestim-

mungen mindestens das Geburtsdatum oder die Kontaktdaten.“ 

… 

16. Artikel 31 wird wie folgt geändert: 

… 

d) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Informationen über die 

wirtschaftlichen Eigentümer eines Trusts oder einer ähnlichen Rechtsverein-

barungen [sic!] in allen Fällen zugänglich sind für: 

a) die zuständigen Behörden und die zentralen Meldestellen, ohne 

Einschränkung; 

b) Verpflichtete im Rahmen der Erfüllung der Sorgfaltspflichten ge-

genüber Kunden gemäß Kapitel II; 
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c) alle natürlichen oder juristischen Personen, die ein berechtigtes 

Interesse nachweisen können; 

d) alle natürlichen oder juristischen Personen, die einen schriftlichen 

Antrag in Bezug auf einen Trust oder eine ähnliche Rechtsverein-

barung stellen, die direkt oder indirekt eine Kontrolle verleihende 

Beteiligung an einer Gesellschaft oder einer anderen juristischen 

Person mit Ausnahme der in Artikel 30 Absatz 1 genannten hält 

oder besitzt, einschließlich in Form von Inhaberaktien oder durch 

andere Formen der Kontrolle. 

Die Informationen, die natürlichen oder juristischen Personen nach den 

Buchstaben c und d dieses Unterabsatzes zur Verfügung stehen, umfassen 

mindestens den Namen, Monat und Jahr der Geburt, das Wohnsitzland und 

die Staatsangehörigkeit des wirtschaftlichen Eigentümers sowie Art und Um-

fang des wirtschaftlichen Interesses. 

Die Mitgliedstaaten können unter Bedingungen, die im nationalen Recht fest-

zulegen sind, im Einklang mit den Datenschutzbestimmungen den Zugang zu 

weiteren Informationen, die die Identifizierung des wirtschaftlichen Eigentü-

mers ermöglichen, vorsehen. Diese weiteren Informationen umfassen min-

destens das Geburtsdatum oder Kontaktdaten. Die Mitgliedstaaten können 

einen weitergehenden Zugang zu den in dem Register enthaltenen Informati-

onen im Einklang mit ihren nationalen Rechtsvorschriften erlauben. 

Zuständige Behörden, denen Zugang zu dem in Absatz 3a genannten zentra-

len Register zu gewähren ist, sind Behörden, denen Zuständigkeiten für die 

Bekämpfung der Geldwäsche oder der Terrorismusfinanzierung übertragen 

wurden, sowie Steuerbehörden, Aufsichtsbehörden von Verpflichteten und 

Behörden, die für Ermittlungen oder Strafverfolgungsmaßnahmen in Fällen 

von Geldwäsche und damit zusammenhängenden Vortaten und von Terroris-

musfinanzierung sowie für die Ermittlung, die Beschlagnahme, das Einfrie-

ren und die Einziehung von Vermögenswerten aus Straftaten zuständig sind.“ 

… 

Nationales Recht 

14. Dem Antrag des Verwaltungsgerichtshofs zufolge dient das Gesetz vom 3. De-

zember 2020 über das Verzeichnis der wirtschaftlich berechtigten Personen von Rechts-

trägern (LGBl. 2021 Nr. 33) (im Folgenden: VwbPG) der Umsetzung der Artikel 30 

und 31 der Richtlinie 2015/849. 

15. Kapitel IV. C. VwbPG regelt die Offenlegung von Daten. Sein Artikel 17, der 

die Überschrift „Offenlegung von Daten an Dritte“ trägt, lautet auszugsweise: 
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1) In- und ausländische Personen und Organisationen können beim Amt für 

Justiz gegen Gebühr eine Offenlegung der im Verzeichnis eingetragenen Da-

ten von alleinstehenden Rechtsträgern nach Anhang 1 beantragen. 

2) Der Antrag nach Abs. 1 ist beim Amt für Justiz einzureichen. Er hat folgende 

Angaben und Unterlagen zu enthalten: 

a) Angaben über den Antragsteller: 

1. bei natürlichen Personen: Name, Vorname und Adresse; 

2. bei juristischen Personen und Organisationen: Firma, Name oder Be-

zeichnung und Adresse, Zweck und Sitz sowie Name und Vorname der 

vertretungsbefugten natürlichen Person; die Vertretungsbefugnis ist 

nachzuweisen; 

b) Firma oder Name des alleinstehenden Rechtsträgers nach Anhang 1, des-

sen Daten offengelegt werden sollen; und 

c) eine Erklärung, dass die Daten aus dem Verzeichnis zur Bekämpfung der 

Geldwäscherei, Vortaten der Geldwäscherei und Terrorismusfinanzie-

rung erforderlich sind. 

… 

4) In- und ausländische Personen und Organisationen können bezüglich 

Rechtsträgern, welche nicht als alleinstehende Rechtsträger nach Anhang 1 

anzusehen sind, beim Amt für Justiz gegen Gebühr eine Offenlegung der im 

Verzeichnis eingetragenen Daten beantragen. Davon ausgenommen sind die 

Daten von Gründern und Protektoren, welche keine Kontrolle über einen 

nicht alleinstehenden Rechtsträger nach Anhang 1 ausüben. Art. 13, 15 und 

16 bleiben vorbehalten. 

5) Der Antrag nach Abs. 4 ist beim Amt für Justiz einzureichen. Er hat folgende 

Angaben und Unterlagen zu enthalten: 

a) Angaben über den Antragsteller: 

1. bei natürlichen Personen: Name, Vorname und Adresse; 

2. bei juristischen Personen und Organisationen: Firma, Name oder Be-

zeichnung und Adresse, Zweck und Sitz sowie Name und Vorname der 

vertretungsbefugten natürlichen Person; die Vertretungsbefugnis ist 

nachzuweisen; 

b) Firma oder Name des Rechtsträgers, dessen Daten offengelegt werden 

sollen; 
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c) Angaben über den Verwendungszweck der ersuchten Informationen; und 

d) den Nachweis eines berechtigten Interesses nach Abs. 6 oder einer Kon-

trolle verleihenden Beteiligung nach Abs. 7. 

… 

10) Das Amt für Justiz leitet den Antrag nach Abs. 4, einschliesslich der dazuge-

hörigen Unterlagen nach Abs. 5 und 8, zur Entscheidung an die VwbP-Kom-

mission weiter. 

III Sachverhalt und Verfahren 

16. TC stellte mit Schreiben vom 1. März 2023 und ergänzendem Schreiben vom 

30. März 2023 den Antrag, das Amt für Justiz möge ihr die vollständigen Daten sämt-

licher (selbständiger und nicht selbständiger) Rechtsträger, bei welchen sie selbst 

und/oder ihr Vater VC und/oder ihr Bruder BC und/oder Herr NN als wirtschaftlich 

Berechtigte(r) eingetragen sind, offenlegen.  

17. Mit Schreiben vom 26. April 2023 leitete das Amt für Justiz den Antrag auf Of-

fenlegung an die VwbP-Kommission weiter, die erstinstanzlich über Offenlegungsan-

träge entscheidet, die nicht alleinstehende Rechtsträger betreffen. 

18. Die VwbP-Kommission lehnte den Offenlegungsantrag mit Entscheidung vom 

11. Mai 2023 ab. Als Begründung führte sie aus, aufgrund der gesetzlichen Vorgaben 

könne dem Antrag auf Offenlegung schon deshalb kein Erfolg zukommen, weil er den 

konkreten Rechtsträger, dessen Daten offengelegt werden sollten, nach Firma oder 

Name zu bezeichnen habe (Artikel 17 VwbPG). 

19. Das Amt für Justiz entschied mit Verfügung vom 15. Mai 2023 über den Offen-

legungsantrag, soweit er alleinstehende Rechtsträger betrifft, wie folgt: (i) Die Offenle-

gung der Daten wird verweigert, und (ii) die Antragstellerin hat die Verfahrenskosten 

bestehend aus der Entscheidungsgebühr in Höhe von 10,00 CHF zu tragen.  

20. Begründet wurde diese Entscheidung damit, dass TC – entgegen Artikel 17 Ab-

satz 2 Buchstabe b VwbPG – in ihrem Antrag keine Firma und keinen Namen eines 

alleinstehenden Rechtsträgers, dessen Daten offengelegt werden sollten, bezeichnet 

habe. Aus dem Umstand, dass Personen oder Organisationen gemäss Artikel 30 Ab-

satz 5 der Richtlinie 2015/849 Zugang zum Namen, Monat und Jahr der Geburt, der 

Staatsangehörigkeit und dem Wohnsitzland des wirtschaftlichen Eigentümers sowie Art 

und Umfang des wirtschaftlichen Interesses hätten, könne nicht geschlossen werden, 

dass ein Antragsteller auch einen Anspruch auf Nennung der Firma oder des Namens 

sämtlicher Rechtsträger besitze, an denen diesem oder anderen Personen eine wirt-

schaftliche Berechtigung zukomme. 

21. Die VBK hat den gegen die Entscheidung der VwbP-Kommission vom 11. Mai 

2023 und die Verfügung des Amts für Justiz vom 15. Mai 2023 erhobenen Beschwerden 
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mit ihren Entscheidungen vom 2. August 2023 zu VBK 2023/46 und 2023/47 keine 

Folge gegeben. Dagegen erhob TC Verwaltungsbeschwerde an den Verwaltungsge-

richtshof. 

22. Vor diesem Hintergrund legte der Verwaltungsgerichtshof dem Gerichtshof die 

folgende Frage vor: 

Ist die Richtlinie (EU) 2015/849, abgeändert durch die Richtlinie (EU) 

2018/843, dahingehend auszulegen, dass sie einer nationalen Bestimmung 

entgegensteht, wonach der Antrag einer in- oder ausländischen Person oder 

Organisation auf Offenlegung der im Register der wirtschaftlichen Eigen-

tümer eingetragenen Daten von Rechtsträgern die Nennung der Firma oder 

des Namens des Rechtsträgers, dessen Daten offengelegt werden sollen, zu 

beinhalten hat? 

IV Schriftliche Stellungnahmen  

23. Gemäss Artikel 20 der Satzung des Gerichtshofs und Artikel 90 Absatz 1 der 

Verfahrensordnung haben schriftliche Stellungnahmen abgegeben: 

- TC, vertreten durch Alexander Amann, als Rechtsanwalt; 

- die Regierung des Fürstentums Liechtenstein, vertreten durch Dr. Andrea 

Entner-Koch, Romina Schobel und Dr. Claudia Bösch, als Bevollmächtigte; 

- die Regierung Norwegens, vertreten durch Lisa-Mari Moen Jünge und Bojana 

Stankovic, als Bevollmächtigte; 

- die EFTA-Überwachungsbehörde, vertreten durch Claire Simpson, Michael 

Sánchez Rydelski und Melpo-Menie Joséphidès, als Bevollmächtigte; und 

- die Europäische Kommission (im Folgenden: Kommission), vertreten durch 

Julie Samnadda und Gregor von Rintelen, als Bevollmächtigte. 

V Vorgelegte Antwortvorschläge  

TC 

24. TC schlägt vor, die vorgelegten Fragen folgendermassen zu beantworten: 

Die Richtlinie (EU) 2015/849, abgeändert durch die Richtlinie (EU) 2018/843, 

ist dahingehend auszulegen, dass sie einer nationalen Bestimmung entgegen-

steht, wonach der Antrag einer in- oder ausländischen Person oder Organisa-

tion auf Offenlegung der im Register der wirtschaftlichen Eigentümer eingetra-

genen Daten von Rechtsträgern die Nennung der Firma oder des Namens des 

Rechtsträgers, dessen Daten offengelegt werden sollen, zu beinhalten hat. 
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Die Regierung des Fürstentums Liechtenstein 

25. Die Regierung des Fürstentums Liechtenstein argumentiert in erster Linie, die 

vorgelegte Frage sei unzulässig.  

26. Sollte die Frage jedoch zulässig sein, schlägt die Regierung des Fürstentums 

Liechtenstein vor, sie folgendermassen zu beantworten: 

Die Richtlinie (EU) 2015/849 ist dahingehend auszulegen, dass sie einer natio-

nalen Bestimmung nicht entgegensteht, wonach der Antrag einer in- oder aus-

ländischen Person oder Organisation auf Offenlegung der im Register der wirt-

schaftlichen Eigentümer eingetragenen Daten von Rechtsträgern die Nennung 

der Firma oder des Namens des Rechtsträgers, dessen Daten offengelegt werden 

sollen, zu beinhalten hat. 

Die Regierung Norwegens 

27. Die Regierung Norwegens schlägt vor, die vorgelegte Frage folgendermassen zu 

beantworten: 

Die Richtlinie (EU) 2015/849 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems 

zum Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung steht einer nati-

onalen Bestimmung, wonach der Antrag einer in- oder ausländischen Person 

oder Organisation auf Offenlegung der im Register der wirtschaftlichen Eigen-

tümer eingetragenen Daten von Rechtsträgern die Nennung der Firma oder des 

Namens des Rechtsträgers, dessen Daten offengelegt werden sollen, zu beinhal-

ten hat, nicht entgegen. Es ist Aufgabe der EWR-Staaten, zu entscheiden, ob die 

nationalen Regelungen Zugang zu den Angaben über wirtschaftliche Eigentümer 

gewähren sollen, wenn die Namen von vermuteten oder vermeintlichen Eigentü-

mern genannt werden, sofern diese Regelungen den allgemeinen Grundsätzen 

des EWR-Rechts entsprechen und ansonsten im Einklang mit den Datenschutz-

bestimmungen im EWR stehen. 

Die EFTA-Überwachungsbehörde 

28. Die EFTA-Überwachungsbehörde schlägt vor, die vorgelegte Frage folgender-

massen zu beantworten: 

Die Richtlinie (EU) 2015/849 ist dahingehend auszulegen, dass sie einer natio-

nalen Bestimmung nicht entgegensteht, wonach der Antrag einer Person oder 

Organisation auf Offenlegung der im Register der wirtschaftlichen Eigentümer 

eingetragenen Daten von Rechtsträgern den Namen der Firma oder des Rechts-

trägers, dessen Daten beantragt wurden, zu beinhalten hat.  
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Die Kommission 

29. Die Kommission schlägt vor, die vorgelegte Frage folgendermassen zu beant-

worten: 

Artikel 30 Absatz 5 Buchstabe c der Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015 zur Verhinderung der Nutzung des 

Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung, 

zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments 

und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates und der Richtlinie 2006/70/EG der Kommission steht 

nationalen Rechtsvorschriften, die von einer Person, die ein legitimes Interesse 

im Zusammenhang mit der Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinan-

zierung nachweisen kann, beim Antrag auf Zugang zu den Angaben zu den wirt-

schaftlichen Eigentümern im zentralen Register die Angabe des Namens der Ge-

sellschaft oder anderen juristischen Person fordern, nicht entgegen. 

 

Michael Reiertsen 

 Berichterstatter 


